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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zur Zukunft der Fischerei im Ärmelkanal, in der Nordsee, in der Irischen See und im 
Atlantischen Ozean angesichts des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der EU
(2021/2016(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Dezember 2013 über die Gemeinsame Fischereipolitik1,

– unter Hinweis auf das Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der Europäischen 
Atomgemeinschaft („Austrittsabkommen“)2 und die dem Austrittsabkommen 
beigefügte Politische Erklärung zur Festlegung des Rahmens für die künftige 
Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich 
(„Politische Erklärung“)3,

– unter Hinweis auf das Handels- und Kooperationsabkommen zwischen der 
Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft einerseits und dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland andererseits („Handels- und 
Kooperationsabkommen“)4, insbesondere auf Teil Zwei Teilbereich Fünf über die 
Fischerei,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1026/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Oktober 2012 über bestimmte Maßnahmen zur Unterstützung 
der Bestandserhaltung gegenüber Ländern, die nicht nachhaltigen Fischfang zulassen5,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2017/2403 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. Dezember 2017 über die nachhaltige Bewirtschaftung von 
Außenflotten6,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1203 des Rates vom 19. Juli 2021 zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2020/1706 hinsichtlich der Aufnahme autonomer 
Zollkontingente der Union für bestimmte Fischereierzeugnisse7,,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1755 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 6. Oktober 2021 zur Einrichtung der Reserve für die Anpassung an den 
Brexit8  und die Stellungnahme des Fischereiausschusses vom 11. Mai 2021 (A9-
0178/2021),

1 ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 22.
2 ABl. L 29 vom 31.1.2020, S. 1.
3 ABl. C 34 vom 31.1.2020, S. 1.
4 ABl. L 149 vom 30.4.2021, S. 10.
5 ABl. L 316 vom 14.11.2012, S. 34.
6 ABl. L 347 vom 28.12.2017, S. 81.
7 ABl. L 261 vom 22.7.2021, S. 1.
8 ABl. L 357 vom 8.10.2021, S. 1.
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– unter Hinweis auf das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen vom 
10. Dezember 19829,

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Durchführung der 
Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom 
10. Dezember 1982 in Bezug auf die Erhaltung und Bewirtschaftung 
gebietsübergreifender Fischbestände und weit wandernder Fischbestände, unterzeichnet 
in New York am 4. August 199510,,

– unter Hinweis auf die Ziele der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung,

– unter Hinweis auf den Spitzbergenvertrag (Svalbardvertrag), der am 9. Februar 1920 in 
Paris unterzeichnet wurde,

– unter Hinweis auf das Übereinkommen über die Fischerei im Nordostatlantik11,

– unter Hinweis auf das Übereinkommen zur Verhinderung der unregulierten 
Hochseefischerei im zentralen Nordpolarmeer, das am 25. Juni 2021 in Kraft getreten 
ist12,

– unter Hinweis auf das Fischereiabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Regierung Dänemarks und der Landesregierung der 
Färöer13,

– unter Hinweis auf das Fischereiabkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen14,

– unter Hinweis auf das Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Island über Fischerei und Meeresumwelt15,

– unter Hinweis auf das partnerschaftliche Abkommen über nachhaltige Fischerei 
zwischen der Europäischen Union einerseits und der Regierung Grönlands und der 
Regierung Dänemarks16,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. Februar 2020 zu dem vorgeschlagenen 
Mandat für Verhandlungen über eine neue Partnerschaft mit dem Vereinigten 

9 Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen und Übereinkommen zur Durchführung des Teils XI des 
Seerechtsübereinkommens, ABl. L 179 vom 23.6.1998, S. 3.
10 ABl. L 189 vom 3.7.1998, S. 14.
11 Verordnung (EU) Nr. 1236/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2010 zu 
einer Kontroll- und Durchsetzungsregelung, die auf dem Gebiet des Übereinkommens über die künftige 
multilaterale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Fischerei im Nordostatlantik anwendbar ist, ABl. L 348 vom 
31.12.2010, S. 17.
12 Beschluss (EU) 2019/407 des Rates vom 4. März 2019 über den Abschluss des Übereinkommens zur 
Verhinderung der unregulierten Hochseefischerei im zentralen Nordpolarmeer im Namen der Europäischen 
Union, ABl. L 73 vom 15.3.2019, S. 1.
13 ABl. L 226 vom 29.8.1980, S. 12.
14 ABl. L 226 vom 29.8.1980, S. 48.
15 ABl. L 161 vom 2.7.1993, S. 2.
16 ABl. L 175 vom 18.5.2021, S. 3.
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Königreich Großbritannien und Nordirland17,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 18. Juni 2020 für die Verhandlungen über 
eine neue Partnerschaft mit dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland18 und auf die Stellungnahme des Fischereiausschusses vom 26. Mai 2020 
(A9-0117/2020),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 28. April 2021 zu dem Ergebnis der 
Verhandlungen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich19 und auf die 
Stellungnahme des Fischereiausschusses in Form eines Schreibens vom 4. Februar 2021 
zum Abschluss des Handels- und Kooperationsabkommens (A9-0128/2021),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. Mai 2020 mit dem Titel 
„EU-Biodiversitätsstrategie für 2030 – Mehr Raum für die Natur in unserem Leben“ 
(COM(2020)0380),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 9. Juni 2021 zu dem Thema „EU-
Biodiversitätsstrategie für 2030: Mehr Raum für die Natur in unserem Leben“20,

– unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung der Kommission und des Hohen 
Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik vom 13. Oktober 2021 mit dem 
Titel: „Verstärktes Engagement der EU für eine friedliche, nachhaltige und 
prosperierende Arktis“ (JOIN(2021)0027),

– unter Hinweis auf die erste Erklärung von Santiago de Compostela vom 25. Oktober 
2017 und die zweite Erklärung von Santiago de Compostela vom 20. Juni 2020 der 
europäischen Fischereigemeinden zur Zukunft der Fischerei in Europa nach dem Brexit,

– gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Fischereiausschusses (A9-0042/2022),

A. in der Erwägung, dass in dem Austrittsabkommen die Bedingungen für den offiziellen 
Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der 
Europäischen Union, in der Politischen Erklärung der Rahmen für die künftigen 
Beziehungen zwischen der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich und in 
dem daraus resultierenden Handels- und Kooperationsabkommen die Grundlage für 
eine umfassende Beziehung in einem Raum des Wohlstands und der guten 
nachbarschaftlichen Beziehungen festgelegt werden, die sich durch enge und friedliche 
Beziehungen auf der Grundlage der Zusammenarbeit und unter Achtung der Autonomie 
und Souveränität der Vertragsparteien auszeichnet;

B. in der Erwägung, dass die Bedeutung der Erhaltung und nachhaltigen Bewirtschaftung 
der biologischen Meeresschätze und der Meeresökosysteme auf der Grundlage der 
besten verfügbaren wissenschaftlichen Gutachten und der Förderung einer 
verantwortungsvollen und nachhaltigen Aquakultur sowie der Schlüsselrolle des 

17 ABl. C 294 vom 23.7.2021, S. 18.
18 ABl. C 362 vom 8.9.2021, S. 90.
19 ABl. C 506 vom 15.12.2021, S. 26.
20 ABl. C 67 vom 8.2.2022, S. 25.
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Handels bei der Verfolgung dieser Ziele, insbesondere durch ein kohärentes Vorgehen 
unter Einhaltung der einschlägigen internationalen Übereinkommen der Ernährungs- 
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen, auch durch Bemühungen um die 
Verhinderung und Beseitigung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei 
und den Ausschluss der Vermarktung von Fischereierzeugnissen, die aus dieser 
schädlichen Tätigkeit resultieren, anerkannt wird;

C. in Erwägung, dass im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) die 
Europäische Union verpflichtet ist, sich weltweit für die Ziele dieser Politik 
einzusetzen, indem sie sicherstellt, dass die Fischereitätigkeiten der EU außerhalb ihrer 
Gewässer auf denselben Grundsätzen beruhen, wobei sie gleiche Ausgangsbedingungen 
für die Marktteilnehmer aus der EU und aus Drittländern fördert, und mit Drittländern 
und internationalen Organisationen zusammenzuarbeiten, um die Einhaltung 
internationaler Maßnahmen, einschließlich der Bekämpfung der illegalen, nicht 
gemeldeten und unregulierten Fischerei, zu verbessern, und zwar stets auf der 
Grundlage der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse;

D. in der Erwägung, dass eines der Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDG) der Vereinten 
Nationen (SDG 14) der Schutz der marinen Tier- und Pflanzenwelt ist;

E. in der Erwägung, dass in der Vergangenheit Fischbestände, die ausschließlich von der 
EU bewirtschaftet wurden, nachhaltiger bewirtschaftet wurden als gemeinsam 
bewirtschaftete Bestände; in der Erwägung, dass eine Reihe von Beständen, die früher 
ausschließlich von der EU bewirtschaftet wurden, nun gemeinsam mit dem Vereinigten 
Königreich bewirtschaftet werden;

F. in der Erwägung, dass der GFP zufolge eine relative Stabilität der Fangtätigkeiten 
angesichts der wechselnden biologischen Lage der Bestände die besonderen 
Bedürfnisse von Regionen schützen sollte, in denen lokale Gemeinden besonders stark 
von der Fischerei und damit verbundenen Tätigkeiten abhängig sind;

G. in der Erwägung, dass die Vertragsparteien vereinbart haben, bei der Erhaltung und bei 
mit dem Handel zusammenhängenden Strategien und Maßnahmen im Bereich Fischerei 
und Aquakultur zusammenzuarbeiten, auch im Zusammenhang mit der 
Welthandelsorganisation und den regionalen Fischereiorganisationen sowie 
gegebenenfalls mit anderen multilateralen Gremien, um nachhaltige Fischerei- und 
Aquakulturverfahren und den Handel mit Fischereierzeugnissen aus nachhaltig 
bewirtschafteten Fischerei- und Aquakulturtätigkeiten zu fördern;

H. in der Erwägung, dass es gemeinsames Ziel der Vertragsparteien ist, bei der 
Bewirtschaftung gemeinsamer Bestände Quoten anzuwenden, mit denen ermöglicht 
wird, die Bestände der befischten Arten zu erhalten und schrittweise auf oder über dem 
Niveau der Biomasse zurückzuführen, bei denen der höchstmögliche Dauerertrag erzielt 
werden kann;

I. in der Erwägung, dass im Handels- und Kooperationsabkommen Grundsätze für die 
Bestandsbewirtschaftung und die langfristige ökologische, soziale und wirtschaftliche 
Nachhaltigkeit im Hinblick auf eine optimale Nutzung der gemeinsam bewirtschafteten 
Bestände auf der Grundlage der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse, 
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hauptsächlich derer des Internationalen Rates für Meeresforschung, festlegt sind;

J. in der Erwägung, dass die Fischerei in der Kampagne des Volksentscheids von 2016 
über den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU eine herausragende Rolle 
spielte; in der Erwägung, dass die mit der Fischerei zusammenhängenden Fragen die 
letzte Klippe der Verhandlungen über das Abkommen zwischen dem Vereinigten 
Königreich und der EU waren und dass das in der Politischen Erklärung erklärte Ziel, 
ein neues Fischereiabkommen bis zum 1. Juli 2020 zu schließen und zu ratifizieren, 
nicht erreicht wurde;

K. in der Erwägung, dass die im Handels- und Kooperationsabkommen vereinbarte 
Verlagerung der Quotenanteile von der EU auf das Vereinigte Königreich während des 
Übergangszeitraums erhebliche negative wirtschaftliche Folgen für die Fischer in der 
EU haben wird; in der Erwägung, dass anerkannt wird, wie wichtig es ist, die negativen 
wirtschaftlichen Auswirkungen künftiger Abkommen mit dem Vereinigten Königreich 
zu begrenzen;

L. in der Erwägung, dass im Rahmen des Handels- und Kooperationsabkommens der 
vorgesehene Sonderausschuss für Fischerei eingesetzt wurde; in der Erwägung, dass 
dieser Ausschuss mehrjährige Erhaltungs- und Bewirtschaftungsstrategien als 
Grundlage für die Festsetzung der zulässigen Gesamtfangmengen und anderer 
Bewirtschaftungsmaßnahmen, auch für nicht quotengebundene Bestände, ausarbeiten 
und die Erhebung wissenschaftlicher Daten für die Zwecke der 
Bestandsbewirtschaftung festlegen sowie diese Daten mit wissenschaftlichen 
Einrichtungen austauschen wird, um die bestmöglichen wissenschaftlichen Gutachten 
zu erhalten;

M. in der Erwägung, dass im als Anhang 38 dem Handels- und Kooperationsabkommen 
beigefügten Protokoll über den Zugang zu den Gewässern der sogenannte 
„Anpassungszeitraum“ festgelegt wird, der sich vom 1. Januar 2021 bis zum 30. Juni 
2026 erstreckt und während dessen jede Vertragspartei den Schiffen der anderen 
Vertragspartei uneingeschränkten Zugang zu ihren Gewässern gewährt, um die darin 
aufgeführten Fischbestände zu befischen;

N. in der Erwägung, dass die Fischer unter den Verzögerungen und Unsicherheiten im 
Zusammenhang mit der Erteilung von Lizenzen für den Zugang zu Gewässern gelitten 
haben;

O. in der Erwägung, dass Probleme im Zusammenhang mit dem Zugang von EU-Schiffen 
zu den Gewässern um unbewohnte Inseln im Nordatlantik wie Rockall nach wie vor 
ungelöst sind, was zu Unsicherheit und Risiken für die Fischer führt;

P. in der Erwägung, dass in dem Handels- und Kooperationsabkommen für 
Fischereierzeugnisse ein zoll- und kontingentfreier Zugang für Fischereierzeugnisse mit 
Ursprung in britischen Gewässern festgelegt ist, dass jedoch die britischen 
Überseegebiete weder mit der EU assoziiert sind noch für Ausfuhren von 
Fischereierzeugnissen in die EU Zollbefreiungen für sie gelten, weil sie aus dem 
Anwendungsbereich des Abkommens ausgenommen sind;

Q. in der Erwägung, dass Norwegen am 18. November 2020 einseitig und diskriminierend 
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beschloss, die der Union im Jahr 2021 zustehende Quote an Svalbard-Kabeljau zu 
verringern; in der Erwägung, dass Norwegen am 28. Mai 2021 ebenfalls einseitig und 
entgegen dem wissenschaftlichen Kriterium beschloss, seine Quote am gemeinsam 
bewirtschafteten Makrelenbestand um 55 % zu erhöhen; in der Erwägung, dass die 
Färöer und Island ebenfalls einseitig ihre Makrelenquote erhöht haben;

R. in der Erwägung, dass der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU zu 
erheblichen Störungen der Lieferkette auf der Insel Irland geführt und seit Langem 
bestehende Verbindungen zwischen der Insel Irland und Kontinentaleuropa 
unterbrochen hat;

1. bekräftigt, dass die Europäische Union und das Vereinigte Königreich weiter 
zusammenarbeiten müssen, damit für eine gute internationale Meerespolitik gesorgt 
wird, indem der nachhaltige Einsatz und die nachhaltige Nutzung der Meeresressourcen 
gefördert und der Schutz und die Wiederherstellung der Gebiete auf der Grundlage der 
besten und aktuellsten wissenschaftlichen Erkenntnisse unterstützt werden;

2. weist darauf hin, dass die Auswirkungen des Brexits noch nicht vollständig bekannt 
sind, nicht zuletzt weil die vollständige Umsetzung des Handels- und 
Kooperationsabkommens in Bezug auf die Fischerei noch im Gange ist und noch nicht 
vollständig erreicht ist, und betont, dass weiterhin Fragen zutage treten, die im Handels- 
und Kooperationsabkommen nicht angesprochen wurden, wie etwa Aspekte im 
Zusammenhang mit der Aquakultur;

3. weist darauf hin, dass die Auswirkungen des Brexits auf die Fischereiwirtschaft nicht 
allein im geografischen Gebiet des Vereinigten Königreichs aufgetreten sind und dass er 
auch erhebliche Auswirkungen im gesamten Gebiet des Nordostatlantik sowie auf die 
Fischereiflotte der EU hat, die in anderen Gebieten des Planeten, etwa in den Gewässern 
um die Falklandinseln, Grönland und Svalbard, tätig sind; unterstreicht, dass die 
Beziehung zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich eine Säule des 
Fischereimanagements im Nordostatlantik und der nachhaltigen Bewirtschaftung 
gemeinsam mit anderen Drittländern bewirtschafteter Bestände wie der Makrele oder 
des Blauen Wittlings sein muss;

4. bedauert, dass das Handels- und Kooperationsabkommen für die EU-Flotte eine 
schrittweise Absenkung um 25 % des Anteils der Fangmöglichkeiten in britischen 
Gewässern über einen Zeitraum von fünfeinhalb Jahren vorsieht, die alle 
Flottensegmente, einschließlich der Kleinfischer, betreffen wird; bekundet seine Sorge 
über die Lage nach Ablauf des Anpassungszeitraums; fordert die Kommission auf, alle 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, damit nach dem 30. Juni 2026 der gegenseitige 
Zugang zu Gewässern und Fischereiressourcen erhalten bleibt und dass es nach Ablauf 
des Übergangszeitraums nicht zu weiteren Absenkungen von Fangquoten für Fischer 
aus der EU kommt;

5. fordert die Vertragsparteien auf, bei der Festsetzung der zulässigen Gesamtfangmengen 
der im Handels- und Kooperationsabkommen aufgeführten Bestände die 
sozioökonomischen Aspekte gebührend zu berücksichtigen; fordert, die Funktionsweise 
der Mechanismen zum Austausch von Fangquoten zwischen den Vertragsparteien so zu 
gestalten, dass sie einfach und für die Branche zu bewältigen sind;
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6. weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten dafür zuständig sind, ihren Flotten ihre 
Fangquoten zuzuweisen, und legt ihnen nahe, gegebenenfalls ihre im Rahmen von 
Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 eingeräumten Möglichkeiten zu nutzen, 
um bei der Zuweisung ihrer Fangquoten die Auswirkungen des Handels- und 
Kooperationsabkommens auf ihre Flotten, einschließlich der Kleinfischerei, 
abzumildern;

7. bekräftigt, dass dringend alle seine möglichen nachteiligen Auswirkungen, nicht allein 
in der Nordsee, sondern auch im gesamten Atlantik, insbesondere in den 
Fischereigemeinden der Gebiete in äußerster Randlage der Union mit ihren 
schutzbedürftigen Wirtschaften, fragilen Ökosystemen und hoher Abhängigkeit von den 
Primärsektoren, ermittelt werden müssen;

8. weist darauf hin, dass durch den zunehmenden Ausbau von Offshore-Windparks im 
Ärmelkanal, in der Nordsee, in der Irischen See und im Atlantischen Ozean den 
Fischern der Zugang zu den Fischfanggebieten weiter erschwert wird;

9. weist darauf hin, dass der Zugang sowohl für die Flotten der EU als auch des 
Vereinigten Königreichs im Rahmen des gesamten Geltungsbereichs des Handels- und 
Kooperationsabkommens betrachtet werden muss und daher nicht getrennt von Fragen 
wie dem Zugang zu den Märkten betrachtet werden kann; betont, dass ein beträchtlicher 
Teil der EU-Flotte historisch von Fanggründen abhängt, die nun in die ausschließlich 
britische Zuständigkeit fallen, dass zahlreiche britische Unternehmen, insbesondere im 
Bereich der Aquakulturerzeugung, vom EU-Binnenmarkt abhängig sind und dass es in 
der EU eine Nachfrage nach diesen Erzeugnissen gibt; begrüßt, dass das Handels- und 
Kooperationsabkommen eine direkte Verbindung zwischen den Handelsbestimmungen 
und den Bestimmungen zur Fischerei enthält; fordert die Kommission und den Rat auf, 
die Fischereiverhandlungen mit dem Vereinigten Königreich sowie mit anderen 
Anrainerstaaten im Nordostatlantik ebenfalls mit den Fragen des Handels und des 
Zugangs zum Markt der EU zu verbinden;

10. fordert die Kommission nachdrücklich auf, alle Verhandlungstüren mit dem Vereinigten 
Königreich offen zu halten, um stabile, dauerhafte Lösungen zu finden, die für beide 
Seiten vorteilhaft sind, stabile und vorhersehbare Bedingungen für die Fischer und die 
gesamte Fischerei bieten und den Zeitraum nach 2026 abdecken; weist jedoch darauf 
hin, dass alle rechtlichen Instrumente, auch diejenigen, die den Marktzugang betreffen, 
sowie alle Ausgleichs- und Antwortmaßnahmen und die im Handels- und 
Kooperationsabkommen vorgesehenen Mechanismen zur Beilegung von Streitigkeiten 
genutzt werden müssen, damit das Handels- und Kooperationsabkommen vollständig 
umgesetzt wird;

11. weist darauf hin, dass viele Küstengemeinden in der Union in hohem Maße von der 
Fischerei abhängen, weshalb sie hinsichtlich des Handels- und 
Kooperationsabkommens und seiner Auswirkungen ein gewisses Maß an Stabilität und 
Vorhersehbarkeit benötigen; fordert daher, in Bezug auf den Verhandlungsprozess mit 
dem Vereinigten Königreich gegenüber den Mitgliedstaaten maximale Transparenz 
walten zu lassen und keine Informationen auf technischer Ebene innerhalb der 
Kommission zurückzuhalten;
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12. fordert, dass nach der Beendigung des Vertrags über die Bucht von Granville eine 
dauerhafte Lösung für die Frage der Fischerei in der Bucht von Granville gefunden 
wird;

13. weist darauf hin, dass die EU, falls das Vereinigte Königreich erwägen sollte, den 
Zugang nach dem Anpassungszeitraum zu beschränken, in der Lage sein wird, 
Maßnahmen zum Schutz ihrer Interessen zu ergreifen, unter anderem durch die 
Wiedereinführung von Zöllen oder Quoten für die Einfuhr von Fisch aus dem 
Vereinigten Königreich oder die Aussetzung anderer Teile des Handels- und 
Kooperationsabkommens, falls die Gefahr ernsthafter wirtschaftlicher oder sozialer 
Schwierigkeiten für Fischereigemeinschaften in der EU besteht;

14. ist sehr besorgt über die Ungewissheit, die durch die in Artikel 510 des Handels- und 
Kooperationsabkommens enthaltene Klausel über die Überprüfung von Teil Zwei 
Teilbereich Fünf („Fischerei“) des Abkommens nach Ablauf von vier Jahren nach dem 
Ende des Anpassungszeitraums;

15. nimmt zur Kenntnis, dass die Lage der Fischereibetriebe nach 2026 nach wie vor sehr 
ungewiss ist und im Rahmen des Handels- und Kooperationsabkommens nicht genau 
festgelegt ist; ist der Ansicht, dass ein mehrjähriges Abkommen für die Zeit nach 2026 
für mehr Stabilität und eine wirtschaftlichere Sichtbarkeit sorgen könnte; fordert die 
Kommission auf, dieses Ziel bei den Verhandlungen im Auge zu behalten;

16. fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten bei der vollständigen Nutzung der 
Mittel der Reserve für die Anpassung an den Brexit zu unterstützen, um den 
Wirtschaftszweig und die betroffenen Küstengemeinden zu fördern und zu unterstützen 
und die entstandenen Verluste, insbesondere den Verlust ihrer Fangquoten in vollem 
Maße, auszugleichen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die im Rahmen der Reserve 
vorgesehenen Mittel für die Fischereiwirtschaft zu nutzen und erforderlichenfalls 
weitere Mittel zuzuweisen; ist der Auffassung, dass bei der Verwendung dieser Mittel 
berücksichtigt werden sollte, dass der Übergangszeitraum für Quoten bis zum 30. Juni 
2026 dauert;

17. betont, dass diese Mittel den betroffenen Fischern und Unternehmen, einschließlich der 
Kleinfischerei, zugutekommen müssen und dass jegliche möglichen Hindernisse für 
eine direkte Finanzierung, wie etwa Vorschriften über staatliche Beihilfen, die eine 
Unterstützung der betroffenen Fischer erschweren, beseitigt werden müssen; fordert die 
Kommission auf, die Stellungnahme des Fischereiausschusses vom 11. Mai 2021 zur 
Reserve für die Anpassung an den Brexit zu berücksichtigen und diesbezüglich alle 
notwendigen Schritte zu unternehmen, gegebenenfalls einschließlich der Vorlage eines 
Legislativvorschlags;

18. fordert die Kommission auf, die Entwicklung zusätzlicher wirtschaftlicher 
Möglichkeiten für Küstengemeinschaften, insbesondere die am stärksten durch den 
Brexit betroffenen, zu vereinfachen;

19. weist darauf hin, dass die Beziehungen zwischen den nordatlantischen Küstenstaaten 
durch den Brexit destabilisiert wurden, und betont, dass die Beteiligung eines weiteren 
Landes an den bilateralen Verhandlungen mit Drittländern der Region nachteilige 
Auswirkungen auf die EU hat, etwa den Verlust an Quoten beim Svalbard-Kabeljau; 
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bedauert, dass der neue internationale Kontext im Nordostatlantik nach dem Brexit von 
Drittländern und -gebieten wie Norwegen, Island und den Färöern genutzt wird, um 
einseitige Beschlüsse zu fassen, die erhebliche negative Auswirkungen auf die 
Fischereiflotte der EU mit sich bringen; betont, dass diese nachteiligen Auswirkungen 
berücksichtigt werden müssen und eine Reaktion erfordern; betont, dass es einer 
Unterstützung für den Wirtschaftszweig bedarf, die diesen negativen Auswirkungen 
entgegenwirkt, sofern diese nicht bereits durch andere bestehende Fonds oder staatliche 
Beihilfen abgedeckt sind;

20. fordert die Kommission auf, angesichts der Herausforderung, die im Nordostatlantik 
durch den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Union hervorgerufenen 
Probleme koordiniert zu bewältigen, in Bezug auf die Organisationsstruktur und die 
Mittel angemessene Entscheidungen zu treffen und mit anderen Küstenstaaten in der 
Region an strukturellen Lösungen zu arbeiten, um ein besseres Fischereimanagement zu 
erreichen, einschließlich einer intensiveren Zusammenarbeit und eines intensiveren 
Austauschs bei wissenschaftlichen Studien und der Datenerhebung;

21. weist darauf hin, dass die internationalen Beziehungen auf der Rechtsstaatlichkeit 
beruhen müssen, wobei die notwendige Autonomie jedes Staates oder jeder Union von 
Staaten gewahrt bleiben, jedoch stets auf den guten Beziehungen und den getroffenen 
Vereinbarungen beruhen muss;

22. weist alle Beschlüsse, insbesondere einseitig gefasste Beschlüsse, über die Festlegung 
von Fangmöglichkeiten zurück, die gegen das Völkerrecht verstoßen oder den auf den 
besten und aktuellsten wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhenden Gutachten 
zuwiderlaufen, da damit internationale Vereinbarungen sowie die nachhaltige Nutzung 
gemeinsam bewirtschafteter Ressourcen infrage gestellt werden;

23. fordert insbesondere Norwegen nachdrücklich auf, seinen Beschluss, die Quote der EU-
Flotte an Svalbard-Kabeljau einseitig zu beschneiden, zu korrigieren; fordert Norwegen, 
Island, die Färöer und Grönland ferner auf, ihre Beschlüsse, ihre Quoten an Makrele 
einseitig und entgegen wissenschaftlichen Kriterien zu erhöhen, zu korrigieren; fordert 
die Kommission und den Rat auf, die historischen Rechte und die berechtigten 
sozioökonomischen Interessen der EU-Flotte im Nordostatlantik zu schützen;

24. fordert die Kommission auf, unter Aufrechterhaltung der Verhandlungen mit allen 
Partnern ihren Standpunkt gegenüber dem Vereinigten Königreich zu stärken und sich 
auf allen Ebenen, auch auf höchster politischer Ebene, zu engagieren und bereit zu sein, 
alle geeigneten ausreichend wirkungsvollen Instrumente, einschließlich Maßnahmen in 
Bezug auf den Marktzugang, auch im Rahmen des Europäischen Wirtschaftsraums, 
einzusetzen, die insbesondere in Bezug auf einseitige Beschlüsse von Drittländern hart 
genug sind, um zu belegen, wie wichtig die Lösung potenzieller Konfliktsituationen ist; 
fordert die Kommission ferner auf, die Möglichkeit, auf die in der Verordnung (EU) 
Nr. 1026/2012 vorgesehenen Antwortmaßnahmen, zu denen unter anderem die 
Beschränkung der Einfuhr von Fischereierzeugnissen oder des Zugangs zu den Häfen 
der EU gehört, nicht auszuschließen;

25. bedauert, dass Norwegen, Island und die Färöer europäischen Investitionen in ihre 
jeweilige Fischereiwirtschaft weiterhin restriktiv gegenüberstehen; betont, dass die EU 
mit diesen Ländern und Gebieten eine ausgewogenere Beziehung pflegen sollte, die es 
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ermöglicht, bei der Aufhebung von Beschränkungen im Bereich der Niederlassungs- 
und Investitionsfreiheit voranzukommen;

26. weist darauf hin, dass die Union der größte und attraktivste Einfuhrmarkt für 
Meereserzeugnisse ist; fordert, sich dieser Machtstellung bewusst zu sein und sie als 
Anhaltspunkt zu nutzen, um die Interessen ihrer Fischereiflotte zu schützen, zu 
vermeiden, dass ihre Partner die Abkommen oder eingegangenen Zusagen nicht 
einhalten, und auf internationaler Ebene gleiche Wettbewerbsbedingungen zu fördern, 
insbesondere was soziale, wirtschaftliche und Umweltstandards anbelangt;

27. weist darauf hin, dass es für beide Seiten von Interesse ist, im Hinblick auf die Nutzung 
der über die Hoheitsgebiete der Europäischen Union, des Vereinigten Königreichs und 
Nordirlands hinausgehenden angrenzenden internationalen Gewässer vertrauensvoll 
zusammenzuarbeiten; weist ferner darauf hin, dass die vorhandenen biologischen 
Meeresressourcen keine Grenzen kennen, sodass sich die Bewirtschaftung dieser 
Ressourcen unmittelbar auf die der Gerichtsbarkeit jeder der beiden Seiten 
unterliegenden Gewässer auswirkt; betont in diesem Zusammenhang die Bedeutung 
einer guten Zusammenarbeit und eines guten Austauschs in Bezug auf die Erhebung 
von Fachkenntnissen und Daten;

28. weist darauf hin, dass der Brexit keinesfalls als Vorwand gelten darf, um die dringend 
notwendigen Maßnahmen zur Wiederherstellung der Meeresökosysteme, zur 
Erreichung eines guten Umweltzustand in der Meeresumwelt, wie in der 
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie21 verlangt, oder zur Erreichung der Ziele der 
Biodiversitätsstrategie der EU für 2030, zu verzögern;

29. bekräftigt, dass die Kommission dafür sorgen muss, dass die jüngsten Beschlüsse der 
Fischereikommission für den Nordostatlantik von allen Vertragsparteien und 
kooperierenden Nichtvertragsparteien befolgt und vollständig und rasch in das 
Unionsrecht übernommen werden; fordert die Kommission nachdrücklich auf, mit 
anderen Vertragsparteien zusammenzuarbeiten, um ehrgeizige Kontroll- und 
Fischereimanagementmaßnahmen einzubeziehen, die mit den Zielen der GFP und des 
europäischen Grünen Deals im Einklang stehen und mit den in dem Handels- und 
Kooperationsabkommen festgelegten Vorschriften über den Zugang zu Gewässern und 
Ressourcen in den Gewässern unter der Gerichtsbarkeit beider Seiten vereinbar sind;

30. begrüßt die Verhandlungen, die trotz der durch die COVID-19-Pandemie verursachten 
Schwierigkeiten geführt wurden, und erkennt an, dass sie in einem ehrgeizigen Handels- 
und Kooperationsabkommen gipfelten, das jedoch Quoteneinbußen für die Fischer der 
EU mit sich brachte; bringt seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass der Zugang zu 
den Gewässern des Vereinigten Königreichs nur für einen Zeitraum von fünfeinhalb 
Jahren gewährt wurde, was zu Unsicherheit über die Zukunft führt; betont jedoch, dass 
die eingegangenen Verpflichtungen eingehalten und durchgesetzt werden müssen;

31. fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und das Vereinigte Königreich auf, das 
Handels- und Kooperationsabkommen einzuhalten und durchzusetzen, ohne auf eine 
Auslegung von Vorschriften zurückzugreifen, die nicht mit dem Geist der loyalen 
Zusammenarbeit und der guten Nachbarschaft und enger, friedlicher und konstruktiver 

21 ABl. L 164 vom 25.6.2008, S. 19.
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Beziehungen auf der Grundlage der Zusammenarbeit, der Sicherstellung von 
Rechtssicherheit und der Achtung der Autonomie und der Souveränität beider Seiten im 
Einklang stehen; weist darauf hin, dass das Vereinigte Königreich versucht hat, die 
Bedingungen des Handels- und Kooperationsabkommens falsch auszulegen, wodurch es 
dem Geist, der der dem Abkommen zugrunde liegt, zuwiderhandelt, etwa indem es 
zusätzliche Bedingungen für den Erwerb von Lizenzen festlegte;

32. zeigt sich besorgt über die Lage in Bezug auf Lizenzen für EU-Schiffe in den 
Gewässern, die der englischen Krone unterstehen, und das mangelnde Engagement des 
Vereinigten Königreichs, das Handels- und Kooperationsabkommen in diesem 
Zusammenhang getreu umzusetzen; fordert das Vereinigte Königreich daher auf, nicht 
auf restriktive und strittige Auslegungen der Bedingungen für die Erlangung von 
Lizenzen, insbesondere für die Schiffe, die historisch in der Zone von 6 bis 
12 Seemeilen der britischen Territorialgewässer und in den Gewässern der Vogteien 
von Jersey und Guernsey und der Insel Man gefischt haben, zurückzugreifen; fordert die 
Vertragsparteien auf, besonders auf die Lage der zur Flotte der handwerklichen 
Fischerei gehörenden Schiffe zu achten, die vor dem Brexit nicht verpflichtet waren, 
Technologien zur kontinuierlichen Aufzeichnung ihrer Fangtätigkeiten zu verwenden, 
und nun Schwierigkeiten haben, diese Informationen vorzulegen;

33. fordert die Kommission nachdrücklich auf, alle Optionen in Betracht zu ziehen, damit 
die Rechte der EU-Schiffe vom Vereinigten Königreich geachtet werden; hebt hervor, 
dass das Handels- und Kooperationsabkommen vorsieht, dass der Partnerschaftsrat 
verschiedene Modalitäten der Zusammenarbeit in den Gewässern, die der englischen 
Krone unterstehen, zu berücksichtigen hat; betont in diesem Zusammenhang, dass 
frühere Vereinbarungen im Rahmen des Vertrags über die Bucht von Granville eine 
Grundlage für künftige Anpassungen der Vorschriften durch den Partnerschaftsrat 
bieten können;

34. fordert das Vereinigte Königreich auf, die Fischerei der Oberflächen-Langleinenfischer 
der Union, die traditionell auf der Suche nach Fanggründen für Weißen Thun und 
Schwertfisch in britische Gewässer einfahren, nicht zu behindern; erinnert daran, dass 
der Fang dieser weit wandernden Arten innerhalb der Internationalen Kommission zur 
Erhaltung der Thunfischbestände im Atlantik geregelt ist; fordert die Kommission auf, 
der Lage dieser Flottensegmente besondere Aufmerksamkeit zu widmen;

35. betont, dass das Handels- und Kooperationsabkommen vorsieht, dass technische 
Maßnahmen verhältnismäßig sein müssen, auf den besten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhen müssen, nicht diskriminierend sein dürfen, gleichermaßen für 
Schiffe beider Seiten gelten müssen und frühzeitig mitgeteilt werden müssen; fordert 
eine bessere Zusammenarbeit und Koordinierung bei der Einführung von technischen 
Maßnahmen und Management- und Kontrollmaßnahmen, einschließlich der 
Entwicklung klarer und nicht diskriminierender Kriterien für diese Maßnahmen, damit 
sie nicht dafür genutzt werden können, indirekt den Zugang zu Fischereiflotten, die über 
Fischereirechte verfügen, einzuschränken;

36. fordert die Vertragsparteien auf, dafür zu sorgen, dass die Ausweisung geschützter 
Meeresgebiete in ihrem Hoheitsgebiet diskriminierungsfrei, wissenschaftlich fundiert 
und verhältnismäßig erfolgt; betont, dass die Meeresschutzgebiete mit eindeutig 
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festgelegten Erhaltungszielen eingerichtet werden und nicht als Instrument genutzt 
werden sollten, den ausländischen Zugang zu den jeweiligen Gewässern 
einzuschränken; bedauert in diesem Zusammenhang die unzureichende 
Zusammenarbeit seitens des Vereinigten Königreichs bei der Benennung neuer Gebiete 
um die Doggerbank;

37. fordert das Vereinigte Königreich auf, unverzüglich jede einschüchternde Kontrolle von 
Schiffen der Union einzustellen und von jeglicher Verhängung technischer 
Maßnahmen, die auf eine Diskriminierung hinauslaufen, Abstand zu nehmen; ist 
zutiefst besorgt darüber, dass sich das Vereinigte Königreich ungerechtfertigterweise 
von den Verordnungen der Union über technische Maßnahmen und anderen mit der 
Union zusammenhängenden umweltrechtlichen Vorschriften entfernen könnte, die 
faktisch für einige europäische Fischereifahrzeuge den Zugang zu den britischen 
Gewässern beschränken und damit die Fangtätigkeit übermäßig kostspielig machen 
könnten; betont die Rolle des Sonderausschusses für Fischerei bei der Suche nach 
einem gemeinsamen Ansatz zu den technischen Maßnahmen und gegebenenfalls der 
Erörterung jeglicher von einer Partei der jeweils anderen mitgeteilten Maßnahme; weist 
darauf hin, dass dem Handels- und Kooperationsabkommen zufolge jede Partei 
verpflichtet ist, bei jeder Maßnahme in diesem Bereich genau zu begründen, warum 
diese in diesem Bereich nicht diskriminierend ist, und dass auf der Grundlage 
wissenschaftlich nachweisbarer Daten die langfristige ökologische Nachhaltigkeit 
sichergestellt werden muss; fordert die Kommission auf, insbesondere darauf zu achten, 
dass diese Bedingungen eingehalten werden, und entschieden zu reagieren, wenn das 
Vereinigte Königreich in diskriminierender Weise tätig werden sollte;

38. nimmt die Maßnahmen des Vereinigten Königreichs in Bezug auf die „wirtschaftliche 
Verbindung“ zur Kenntnis, mit denen ab dem 1. April 2022 die Einflaggung seiner 
Schiffe eingeschränkt, der Mindestanteil britischer Besatzungsmitglieder an Bord erhöht 
und die Mindestmenge an Fisch, die in britischen Häfen angelandet werden muss, auf 
70 % festgesetzt wird; fordert die Kommission auf, den Auswirkungen dieser 
protektionistischen Maßnahmen besondere Aufmerksamkeit zu widmen und 
gegebenenfalls entsprechend zu reagieren;

39. begrüßt die Zustimmung zu der Verordnung (EU) 2021/1203 des Rates vom 19. Juli 
2021, die erlassen wurde, um die Folgen des Austritts des Vereinigten Königreichs aus 
der Union hinsichtlich des Verlusts der Präferenzbehandlung der überseeischen Gebiete 
abzumildern; fordert die Kommission und den Rat auf, alle notwendigen Maßnahmen 
zu ergreifen, um die zollfreie Einfuhr von Patagonischem Kalmar (Loligo gahi) 
sicherzustellen;

40. äußert seine Besorgnis darüber, dass die Versammlung der Falklandinseln vor kurzem 
das Fischereigesetz (Erhaltung und Verwaltung) 2021 verabschiedet hat, wonach 51 % 
der Anteile aller in den Falklandinseln tätigen Fischereiunternehmen im Besitz von 
Eigentümern in den Falklandinseln sein müssen;

41. ist besorgt über die jüngsten Vorfälle von Übereifer bei der Anwendung von 
Fischereikontrollvorschriften in der Keltischen See; fordert alle Mitgliedstaaten 
nachdrücklich auf, Handlungen zu vermeiden, die eine Bekundung von unberechtigtem 
„Fischereinationalismus“ nach sich ziehen könnten;
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42. bekräftigt, dass sichergestellt werden muss, dass der Sonderausschuss für Fischerei, der 
für beide Seiten auf ausgewogene Weise Beschlüsse fassen und für eine dauerhafte und 
nachhaltige Bewirtschaftung der Bestände sorgen muss, rasch eingesetzt wird und 
seinen Betrieb aufnimmt, wozu auch gehört, dass dringende Fragen wie die praktische 
Anwendung des Zugangs zu den Gewässern und die Definition des Begriffs „direkter 
Austausch“ eines qualifizierten Schiffs, vorrangig behandelt werden müssen, um eine 
getreue Umsetzung des Handels- und Kooperationsabkommens weiter zu vereinfachen;

43. betont, dass die Arbeit des Sonderausschusses für Fischerei transparent sein muss und 
dass das Europäische Parlament regelmäßig von der Arbeit und den Beschlüssen des 
Ausschusses Kenntnis erhalten muss, und zwar sowohl vor als auch nach seinen 
Sitzungen; fordert, dass technische Vertreter des Fischereiausschusses des Europäischen 
Parlaments eingeladen werden, als Beobachter an den Sitzungen des Sonderausschusses 
für Fischerei teilzunehmen;

44. fordert die Kommission und den Rat nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass bei allen 
im Rahmen des Handels- und Kooperationsabkommens gefassten Beschlüssen die 
Vorrechte der verschiedenen Organe geachtet werden und das angemessene 
Gesetzgebungsverfahren befolgt wird, insbesondere in Bezug auf technische 
Maßnahmen;

45. weist darauf hin, dass in dem Handels- und Kooperationsabkommen vorgesehen ist, 
dass die Vertragsparteien die Zivilgesellschaft anhören; betont, dass es wichtig ist, in 
Beratungsgruppen die regionalen Vertretungsorgane des Sektors und die regionalen 
Gebietskörperschaften einzubinden, damit die Küstengemeinden der Regionen, die 
unmittelbar oder mittelbar betroffen sein werden, im Handels- und 
Kooperationsabkommen rechtlichen Schutz insbesondere vor den Auswirkungen 
möglicher einseitiger Beschlüsse seitens des Vereinigten Königreichs finden;

46. fordert, dass die Vertreter der Fischereiwirtschaft, regionale Verwaltungen, 
Küstengemeinden und andere betroffene Akteure aktiv an der Überwachung und 
Anwendung des Handels- und Kooperationsabkommens beteiligt werden, insbesondere 
durch ihre Teilnahme an in den Artikeln 13 und 14 des Abkommens genannten internen 
Beratungsgruppen und dem Zivilgesellschaftlichen Forum; fordert die Kommission auf, 
diesbezüglich unbeschadet der bereits bestehenden Beiräte die Bildung einer internen 
Beratungsgruppe Fischerei voranzutreiben;

47. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem 
Ausschuss der Regionen, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie 
der Regierung und dem Parlament des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland, von Jersey, Guernsey, der Isle of Man, Norwegen, Island, Grönland und 
den Färöern zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der 
Europäischen Union hatte Folgen für den Zugang zu den Ressourcen in dem traditionell von 
den Fischereifahrzeugen jeder der beiden Parteien genutzten Meeresraum. In der 
Formalisierung des Austritts und im Handels- und Kooperationsabkommen sind die Regeln 
festgelegt, die mindestens bis zum 30. Juni 2026 einzuhalten sind. In den ersten Monaten der 
Anwendung dieser Regeln hat sich jedoch erwiesen, dass es noch einige offene Punkte und 
Fragen gibt, die nicht vollständig geklärt sind.

Der Jahresanfang 2021, der durch das Inkrafttreten des Handels- und 
Kooperationsabkommens, aber auch durch die dauerhaften Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie geprägt war, war angespannt. In der Folge brachte das einige Situationen ans Licht, 
die, wenn sie ausgereizt werden, sehr erhebliche Folgen nach sich ziehen können. Trotz 
einiger Versuche missbräuchlicher Auslegung der Vorschriften des Handels- und 
Kooperationsabkommens seitens der Regierung des Vereinigten Königreichs überwog 
schließlich der Geist der guten Nachbarschaft und enger und friedlicher Beziehungen auf der 
Grundlage der Zusammenarbeit und der Achtung der Autonomie und der Souveränität beider 
Seiten.

Die Folgen und alle Auswirkungen des Brexits sind noch nicht vollständig bekannt. Die 
Interessen der Nutzung der Ressourcen in der Nordsee, in der Irischen See und im Atlantik 
sind vielfältig und hängen nicht allein vom Zugang von Schiffen von beiden Seiten des 
Ärmelkanals zu den britischen Gewässern oder denen der Europäischen Union oder vom 
gegenseitigen Marktzugang ab. Durch den Austritt des Vereinigten Königreichs änderten sich 
auch einige bilaterale Beziehungen zu anderen benachbarten Drittländern, und es waren 
einige weitere nachteilige Auswirkungen zu verzeichnen, die anfangs nicht absehbar waren. 

Standpunkt des Berichterstatters

Der Berichterstatter geht davon aus, dass die Beziehungen und die Zukunft der Fischerei im 
Ärmelkanal, in der Nordsee, in der Irischen See und im Atlantik stets auf einer guten 
internationalen Meerespolitik und gutnachbarlichen, friedlichen und von Zusammenarbeit 
geprägten Beziehungen zwischen allen Beteiligten fußen müssen. Wie in der Gemeinsamen 
Fischereipolitik und im Handels- und Kooperationsabkommen festgelegt, muss die Nutzung 
dieses Raums auf Grundsätzen für die Bestandsbewirtschaftung und auf langfristiger 
ökologischer, sozialer und wirtschaftlicher Nachhaltigkeit im Hinblick auf eine bessere 
Nutzung der Bestände unter geteilter Mittelverwaltung beruhen. Schließlich muss sie auch auf 
den besten wissenschaftlichen Erkenntnissen aufbauen.

In diesem Sinne betont er, dass es wichtig ist, sich weiterhin auf die unabhängigen 
wissenschaftlichen Ratschläge des Internationalen Rates für Meeresforschung (ICES) zu 
stützen, was für die zu treffenden Entscheidungen in Bezug auf die Bewirtschaftung Stabilität 
und Kontinuität ermöglicht. Der Berichterstatter betont, dass es wichtig ist, dafür zu sorgen, 
dass die Bewirtschaftung in den internationalen Gewässern dieses Gebiets weiterhin auf den 
Beschlüssen der Fischereikommission für den Nordostatlantik (NEAFC) beruht, da diese die 
hierfür mandatierte regionale Fischereiorganisation (RFO) ist. Ferner ist der Berichterstatter 
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der Auffassung, dass die auf NEAFC-Ebene getroffenen Bewirtschaftungsmaßnahmen mit 
denen in Einklang gebracht werden müssen, die in den Hoheitsgewässern der beiden 
Vertragsparteien durchgeführt und in das Handels- und Kooperationsabkommen 
aufgenommen werden. 

Er weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten die Mittel aus der Reserve für die Anpassung an 
den Brexit bestmöglich nutzen sollten, betont jedoch, dass die der Fischerei zugewiesenen 
Mittel unzureichend sind und dass der Anwendungszeitraum mindestens so lang sein müsste 
wie der festgelegte Übergangszeitraum. Er weist darauf hin, dass es wichtig ist, dass der 
Sonderausschuss für Fischerei möglichst rasch eingesetzt wird und seinen Betrieb aufnimmt, 
der die Kontrolle der Anwendung des Handels- und Kooperationsabkommens in der Branche 
übernimmt. Er bekräftigt auch, dass dafür gesorgt werden muss, dass das Europäische 
Parlament die Beschlüsse dieses Ausschusses über seinen Fischereiausschuss genau verfolgt, 
indem in den Sitzungen dieses Gremiums Beobachter anwesend sind.

Schließlich vertritt der Berichterstatter die Auffassung, dass die Beziehungen zwischen der 
Europäischen Union, dem Vereinigten Königreich und Nordirland auf der Rechtsstaatlichkeit 
beruhen müssen, wobei die notwendige Autonomie der Vertragsparteien gewahrt bleiben, 
aber stets die unterzeichneten internationalen Abkommen zugrunde gelegt werden müssen. Er 
betont, dass die Europäische Union sämtliche Türen für Verhandlungen mit dem Vereinigten 
Königreich und mit allen Drittländern offenhalten sollte, ohne jedoch jemals darauf zu 
verzichten, nötigenfalls alle ihr zur Verfügung stehenden Rechtsinstrumente, einschließlich 
derjenigen einer Beschränkung des Marktzugangs, einzusetzen.
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